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Beschwerden gegen Benachteiligungen

-Beschwerdeordnung-

Präambel

Ein Ziel des Unternehmens ist es, in den Betrieben Beschäftigte ohne Ansehung von Unterschieden wegen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, wegen einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zusammenzuführen. Es wird ein fürsorgliches und tolerantes Betriebsklima angestrebt. Benachteiligungen oder Belästigungen wegen eines der vorstehenden Merkmale werden nicht hingenommen und können zu Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten führen, soweit das Unternehmen sie für geeignet, erforderlich und angemessen hält. Zur Unterbindung von Benachteiligungen werden Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung der Arbeitnehmer nicht ausgeschlossen, die andere Beschäftigte diskriminieren. Das Unternehmen bemüht sich auch, die Beschäftigten vor eventuellen Diskriminierungen durch Außenstehende Dritte zu verhüten.

1. 

Beschäftigte können sich beschweren, wenn Sie den Eindruck haben, sie würden in der betrieblichen Zusammenarbeit und im Zusammenhang mit ihrer Arbeitsleistung benachteiligt oder belästigt, weil ihnen ein Unterschied aus Gründen

· der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft,

· des Geschlechts,

· der Religion oder Weltanschauung,

· einer Behinderung,

· des Alters

· oder der sexuellen Identität

unterstellt oder vorgeworfen wird.

2.

Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn Beschäftigte wegen eines der in Ziff. 2 genannten Gründe eine weniger günstige Behandlung erfahren, als eine andere Mitarbeiterin oder Mitarbeiter in einer vergleichbaren Situationen erfährt, erfahren hat oder fahren würde.

3. 

Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren oder Dienstanweisungen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in besonderer Weise benachteiligen können, welche Unterschiede im Hinblick auf die Merkmale in Ziff. 2 dieser Beschwerdeordnung aufweisen.

4.

Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem der in Ziff.  2 genannten Gründe im Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person verletzt wird und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wurde.

5.

Beschwerdestelle im Betrieb ist Herr/Frau ....

6.

Eine Beschwerde soll bei der Beschwerdestelle schriftlich eingereicht werden. Die Beschwerdeführerin oder der Beschwerdeführer soll möglichst genau bezeichnen, wann, wo und wie er den Eindruck gewonnen hat, er werde aus Gründen der Rasse oder wegen seiner ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität unmittelbar benachteiligt, mittelbar benachteiligt oder sogar belästigt.

7.

Die Beschwerdestelle muss unverzüglich nach Eingang der Beschwerde tätig werden. Bei Vorliegen einer Beschwerde ist die Beschwerdestelle berechtigt, alle Beteiligten (Beschwerdeführer, Beschwerdegegners, Vorgesetzte, Arbeitskollegen etc.) anzuhören. Die Beteiligten haben die Fragen der Beschwerdestelle zu beantworten, soweit sie nicht selbst meinen müssen, selbst wegen der Benachteiligung und Belästigung verantwortlich zu sein.

8.

Die Beschwerdestelle soll versuchen, den Konflikt durch eine Güte- oder Sühnegespräch zwischen den betroffenen Beteiligten aus der Welt zu schaffen.

9.

Die Beschwerdestelle hat über die Beschwerde und ihre Ermittlungen - möglichst innerhalb von drei Wochen - einen Sachbericht zu schreiben und einen Vorschlag zu machen, wie das bekannt gewordene Problem zukünftig vermieden werden kann. Den Sachbericht erhalten die Verantwortlichen der Arbeitgeberseite und die Beteiligten.
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